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I. Vorbemerkungen

1. Die Republik Estland (Eesti Vabariik – wörtlich »Freistaat Estland«), die erstmals

am 24. 2. 1918 mit dem »Manifest an alle Völker Estlands«1 vom Ältestenrat des estni-

schen Landtages in Tallinn, dem früheren Reval, ausgerufen worden war, hat in den

Jahren 1990/91 ihre Unabhängigkeit wiedererlangt, und zwar nach estnischer Rechts-

auffassung bereits mit dem Beschluss des estnischen Obersten Sowjets über den staat-

lichen Status Estlands vom 30. 3. 19902, auch wenn die Erklärungen der Regierungen

anderer Staaten zur Anerkennung oder zur Wiederaufnahme der diplomatischen Be-

ziehungen erst auf den gescheiterten Moskauer Putsch vom 18. 8. 1991 folgten. Die est-

nische Republik ist ein Zentralstaat, dessen 15 Landkreise nach § 2 Abs 2 des Gesetzes

über die Verwaltungsgliederung des Territoriums Estlands vom 22. 2. 19953 untere Stufe

der Staatsverwaltung sind. Neben diesen bestehen gebietsgleiche, aber eigenständig

organisierte Gemeindeverbände4. Im Gefolge einer derzeit vorangebrachten Staats-

und Verwaltungsreform wurde die Zahl der selbstverwalteten Städte und Gemeinden

auf 67 zusammengeführt und soll durch freiwillige Zusammenschlüsse weiter verrin-

gert werden5. Nach §§ 154–160 des estnischen Grundgesetzes vom 28. 6. 19926 sind den

Gemeinden weitgehende Selbstverwaltungsrechte garantiert. Sie stehen nach § 66 des

Gesetzes zur Regelung der örtlichen Selbstverwaltung vom 2. 6. 19937 allgemein unter

der Rechtsaufsicht des Kreisvorstehers, hinsichtlich der ihnen vom Staat übertragenen

Aufgaben gemäß § 154 Abs 2 des Grundgesetzes auch unter seiner Fachaufsicht8.

Bei der Ausarbeitung des Grundgesetzes orientierte man sich zum einen an der

Vorkriegstradition Estlands und zum anderen an Skandinavien und Deutschland.

Staatsoberhaupt ist der Präsident mit weitgehend repräsentativen Funktionen, der auf

fünf Jahre von der Staatsversammlung (Riigikogu), dem Parlament, gewählt wird

(§§ 77–80 GG). Die aus 101 Abgeordneten bestehende Staatsversammlung ihrerseits

wird auf vier Jahre gewählt, und zwar durch Stimmabgabe für einzelne auf Listen in

den 12 Wahlkreisen aufgestellte Kandidaten und anschließende Vergabe von Aus-

gleichsmandaten an diejenigen Listen, die landesweit wenigstens fünf Prozent der

Stimmen erhalten haben (§ 60 GG, § 62 des Gesetzes über die Wahl der Staatsversamm-

lung vom 12. 6. 20029). Die Regierung wird durch den Premierminister gebildet, welcher

vom Präsidenten ernannt wird, aber der Bestätigung durch die Staatsversammlung

1 RT 1918 Nr 1, S 1. Wegen der Kriegshandlungen u
Bedrängnis durch dt Truppen im Februar erschien das
estn GBl erstmals am 27. 11. 1918; das Manifest war am
24. 2. 1918 durch Plakate bekanntgemacht worden.

2 EVT 1990 Nr 12, Pos 269.
3 RT I 1995 Nr 29, Pos 356, mit späteren Änderun-

gen.
4 G über die Verbände der örtlichen Selbstverwal-

tungseinheiten v 6. 11. 2002 (RT I 2002 Nr 96, Pos 565)
idF v 1. 1. 2010 (RT I 2009 Nr 54, Pos 363).

5 Verwaltungsreformgesetz v 7. 6. 2016 (RT I 2016 v
21. 6. 2016, Pos 1, iK 1. 7. 2016, mit späteren Änderungen;
s auch Tätigkeitsplan der Regierung zur Staatsreform,
Tallinn 2016.

6 IK 29. 6. 1992 (RT 1992 Nr 26, Pos 349), mit späte-
ren Änderungen, zuletzt v 6. 5. 2015 (RT I v 15. 5. 2015, iK

13. 8. 2015); dt Übers Uibopuu in: Brunner (Hrsg), Verfas-
sungs- u Verwaltungsrecht der Staaten Osteuropas,
1995–1999, Länderteil Estland 1.1.a; teilw aktualisierte dt
Fassung abrufbar unter www.verfassungen.eu/ [Est-
land], zuletzt abgerufen am 10. 7. 2022.

7 RT I 1993 Nr 37, Pos 558, mit späteren Änderun-
gen; dt Übers Carmen Schmidt in: Brunner aaO, Estland
2.1.6.a.

8 Olle, Kohaliku omavalitsuse ŏigus (Recht der örtli-
chen Selbstverwaltung), Bd I, Tallinn 2014; s auch Hille-
brecht, Entwicklung u Struktur der kommunalen Selbst-
verwaltung in Estland, Acta Baltica XXXIV (1996), S 29–
114.

9 RT I 2002 Nr 57, Pos 355, mit späteren Änderun-
gen.

www.verfassungen.eu/
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bedarf (§ 89 GG). Der Staatsversammlung obliegt, neben der Möglichkeit von Volksab-

stimmungen, die gesetzgebende Gewalt und damit auch das Haushaltsrecht.

Höchste Gerichtsinstanz ist der Staatsgerichtshof. Ein besonderes Verfassungsge-

richt besteht nicht, vielmehr werden Fragen der Verfassungsmäßigkeit staatlichen

Handelns durch das Kollegium für Verfassungsaufsicht beim Staatsgerichtshof ent-

schieden (§ 149 Abs 3 S 2 GG, § 26 Abs 3 und § 29 des Gerichtegesetzes vom 19. 6. 200210,

Gesetz über das Gerichtsverfahren der Verfassungsaufsicht vom 13. 3. 200211). Dieses

kann auch vom Rechtskanzler angerufen werden, der als Aufsichts- und Überprüfungs-

organ eigener Art über die Rechtmäßigkeit jeglichen staatlichen Handelns zu wachen

hat (§§ 139–145 GG).

2. Um die völkerrechtliche Stellung Estlands im Verhältnis zu seinen Nachbarlän-

dern und zu der in der Zwischenkriegszeit bestehenden Republik Estland zu beurtei-

len, ist es ausschlaggebend, welche rechtliche Bedeutung seiner Eingliederung in die

Sowjetunion im Sommer 1940 zukommt. Vom Standpunkt des Völkerrechts war diese

Eingliederung allerdings nichtig, denn die gerade erst neugewählte estnische Abgeord-

netenversammlung hatte zwar formell am 22. 7. 1940 einen Antrag auf Beitritt zur

UdSSR beschlossen12, doch war die Versammlung selber erst durch die Ausübung un-

mittelbarer Gewalt von sowjetischer Seite zustande gekommen. Die UdSSR hatte auf

der Grundlage des Geheimen Zusatzprotokolls zum deutsch-sowjetischen Nichtan-

griffspakt vom 23. 8. 1939 Litauen am 14. 6. 1940 und Estland und Lettland am 16. 6. 1940

ultimativ zur Regierungsumbildung und zur Einverständniserklärung mit einem Trup-

peneinmarsch aufgefordert, sogleich aber ihre Truppen diese Länder besetzen lassen.

Die tatsächliche Macht übten von da an hohe sowjetische Funktionäre wie Statthalter

aus, die sodann bislang politisch völlig unbedeutende estnische Kommunisten mit

Aktionen beauftragten und als Aushängeschilder Angehörige der linken Intelligenz in

Regierungsämter einsetzten, woraufhin diese, nach Terrormaßnahmen einmal kom-

promittiert und zugleich selbst unter Druck, von der sowjetischen Macht gänzlich ab-

hängig waren. Hatten sie zunächst überhaupt nicht an einen Anschluss, sondern nur

an eine Neuordnung im Rahmen einer freilich schon relativierten Unabhängigkeit ge-

dacht, so beugten sie sich nun stets dem Willen der sowjetischen Funktionäre. Am 14.

und 15. 7. 1940 wurden dann unter Bruch des estnisch-russischen Friedensvertrages

vom 2. 2. 192013, der estnischen Souveränität, der damaligen estnischen Verfassung und

des estnischen Wahlrechts Scheinwahlen veranstaltet, in denen die estnischen Bürger

nur die Möglichkeit hatten, eine Einheitsliste ausgesuchter Kandidaten ohne geheime

Stimmabgabe zu wählen, und die zudem noch gefälscht wurden. Die formellen Wahlen

mit anschließendem Beitrittsgesuch waren also schlicht von der Besatzungsmacht mit

10 RT I 2002 Nr 64, Pos 390, mit späteren Änderun-
gen.

11 RT I 2002 Nr 29, Pos 174, mit späteren Änderun-
gen.

12 Deklaration über den Beitritt Estlands zur
UdSSR, RT 1940 Nr 76, Pos 743; dt Übers in: Ostsee-Zei-
tung v 23. 7. 1940 u auszugsweise in: Meissner, Die Sow-
jetunion, die baltischen Staaten u das Völkerrecht, 1956,
S 89 f.

13 Abgedr nach dem estn RatifizierungsG v
13. 2. 1920 in RT 1920 Nr 24/25, Pos 94 (S 185–200); dt
Übers in: Freund, Russlands Friedens- u Handelsver-
träge 1918–1923, 1924, S 44 ff; Hoetzsch (Hrsg), Der Euro-
päische Osten, 1933, S 6 ff; Auszug in: Baltisches Recht,
Sonderheft 1968, S 20 ff.
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von vornherein feststehendem Ergebnis arrangiert. Folglich kann in diesem zwangs-

weisen Beitritt nur eine völkerrechtswidrige Annexion gesehen werden14.

Dies aber bedeutet, dass Estland sowohl staatsrechtlich als auch völkerrechtlich die

Rechtsbeziehungen der früheren Republik Estland fortsetzt, nicht hingegen diejeni-

gen der Sowjetunion15. Dementsprechend gelten auch völkerrechtliche Verträge der

früheren Republik Estland für die gegenwärtige Republik Estland fort, nicht aber von

der Sowjetunion abgeschlossene Verträge16. Daher stellte dies auch der estnische Be-

schluss über den staatlichen Status vom 30. 3. 1990 nur fest, ohne noch einmal die

Unabhängigkeit zu proklamieren. Die Präambel der estnischen Verfassung von

1992 hebt in demselben Sinne hervor, dass die Annahme dieser Verfassung im Ein-

klang mit § 1 der estnischen Verfassung von 1937/38 stehe. Die Übereinstimmung mit

dieser Auffassung wurde ebenso von der deutschen Bundesregierung dadurch zum

Ausdruck gebracht, dass sie nicht, wie einige andere Regierungen, nach dem geschei-

terten Moskauer Putsch vom 18.–20. 8. 1991 die Unabhängigkeit Estlands anerkannte,

sondern nur mit Beschluss vom 28. 8. 1991 die diplomatischen Beziehungen wieder

aufnahm17.

3. Die estnische Rechtsentwicklung vollzog sich lange Zeit zu einem erheblichen

Teil in derselben Tradition wie die deutsche. Das daraus entstandene Baltische Privat-

recht vom 17. 11. 1864 (BPR) galt hier im Wesentlichen bis 1940 fort.

Die Zeit der ersten estnischen Republik 1918–1940 brachte an Neuerungen zunächst

die Verfassung vom 15. 6. 192018, deren § 6 jegliche ständischen Unterschiede beseitigte,

woraufhin der Staatsgerichtshof durch Urteil vom 9. 5. 192719 die ständischen, nicht

aber die regionalen Sonderregeln des Zivilrechts für unwirksam erklärte, sodann die

umfassende Verfassungsnovelle im Sinne einer Präsidialdiktatur aufgrund der Volks-

abstimmung vom 14., 15. und 16. 10. 193320 und schließlich die Verfassung vom

17. 8. 193721 (nach dem Inkrafttreten meist als Verfassung von 1938 bezeichnet), die wie-

der einer Demokratisierung den Weg hätte ebnen können. Ein neues Strafgesetzbuch

14 Siehe dazu ausführlich Meissner (oben Fn 12);
Kaelas, Das sowjetisch besetzte Estland, Stockholm
1958; von Rauch, Geschichte der baltischen Staaten,
2. Aufl 1977, S 189–214; Mälksoo, Illegal Annexation and
State Continuity: The Case of the Incorporation of the
Baltic States by the USSR, 2003, S 80–87.

15 Ebenso Uibopuu, Estland unter der Sowjetherr-
schaft u auf dem Wege zur Unabhängigkeit, in: Meiss-
ner (Hrsg), Die baltischen Nationen Estland, Lettland, Li-
tauen, 2. Aufl 1991, S 110–138; Graf Vitzthum, Raum u
Umwelt im Völkerrecht, in: Graf Vitzthum (Hrsg), Völker-
recht, 4. Aufl 2007, S 387 ff, 409 (Rz 25); ebenso nun-
mehr Proelß, in: Graf Vitzthum/Proelß, Völkerrecht,
6. Aufl 2013, S 399 ff, 411 (Rz 25); Luts/Sootak, Rechtsre-
form in Estland als Rezeptions- u Bildungsaufgabe, JZ
1998, 40; Mälksoo (oben Fn 14) S 289.

16 Loeber, Die baltischen Staaten vor völkerrechtli-
chen Problemen: Kontinuität oder Staatennachfolge in
Bezug auf Staatsverträge, Staatseigentum u Staatsschul-
den, in: Meissner/Loeber/Levits (Hrsg), Die Wirtschaft
der baltischen Staaten im Umbruch, 1993, S 26 ff.

17 Erklärung des Bundeskanzlers v 28. 8. 1991, in:
Bulletin der Bundesregierung 1991 Nr 90 v 30. 8. 1991,
S 721; ein ähnlicher Sinn lässt sich der Formulierung
von einer »Wiederherstellung der Souveränität u Unab-
hängigkeit der baltischen Staaten« in der Erklärung der
Brüsseler Ministertagung im Rahmen der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit v 27. 8. 1991 (ebd S 722) ent-
nehmen. Sachlich falsch dagegen ist die Bek über das
Erlöschen völkerrechtlicher Übereinkünfte der DDR mit
der Sowjetunion v 15. 4. 1994 (BGBl 1994 II 722) insofern,
als die drei baltischen Staaten dort einbezogen sind,
weil es sich um Verträge zw zwei für diese fremden
Staaten handelt.

18 RT 1920 Nr 113 u 114; dt Übers in: Baltisches
Recht, Sonderheft 1968, S 11 ff.

19 Rigasche Zeitschrift für Rechtswissenschaft 2
(1927/28) S 279 ff, besprochen bei Anepaio, Hobusemüü-
gist omandireformeni (Vom Rosskauf bis zur Eigen-
tumsreform), Juridica 1997, 288–294, 292.

20 RT 1933 Nr 86, Pos 628.
21 RT 1937 Nr 590.



I Vorbemerkungen · Estland 7

256. Lieferung

/ 08-05-24 10:01:30 IEKEST / 256P

H
en

ri
ch

/D
u

tt
a

/E
b

er
t,

In
te

rn
at

io
n

a
le

s
Eh

e-
u

n
d

K
in

d
sc

h
a

ft
sr

ec
h

t
©

V
er

la
g

fü
r

St
a

n
d

es
a

m
ts

w
es

en
G

m
b

H
Fr

a
n

kf
u

rt
a

m
M

a
in

·B
er

li
n

,
M

a
i

20
24

IS
B

N
9

78
-3

-8
0

19
-1

25
6

-7

wurde am 26. 3. 192922 und ein Strafgerichtsverfahrensgesetzbuch am 21. 9. 193423 verab-

schiedet.

Auf dem Gebiet des Zivilrechts24 sind das Ehegesetz vom 27. 10. 192225 und die Famili-

enstandsgesetze vom 29. 6. 192026 und vom 12. 11. 192527 hervorzuheben, womit die Zivil-

ehe für alle Bürger gleich eingeführt wurde. Das durch ein Präsidialdekret vom

22. 10. 193428 in Kraft gesetzte Gesetz betreffend die Gestaltung der Familiennamen

ermöglichte eine Estisierung fremdklingender Namen bis zum 1. 1. 1937, welche Frist

durch ein Änderungsdekret vom 18. 12. 193629 bis zum 1. 1. 1938 verlängert wurde. Im

Übrigen fehlte es in der Zwischenkriegszeit teilweise an der zu umfassenden Reformar-

beiten nötigen Stabilität, und manches blieb auch im Stadium von Vorarbeiten stehen,

wie der Entwurf für ein neues einheitliches Zivilrecht. Immerhin erstreckte ein Gesetz

vom 5. 6. 193030 den örtlichen Geltungsbereich des Sachenrechts und des Schuldrechts

des Baltischen Privatrechts auf die nach dem Zweiten Weltkrieg wieder Russland zuge-

schlagenen Gebiete jenseits der Narowa, wo danach in diesen Rechtszweigen das estni-

sche Landrecht galt, und um Petschur, wo nun das livländische Landrecht eingeführt

wurde, und hob die dort bis dahin in Kraft gebliebenen entsprechenden Normen des

alten russischen Bürgerlichen Gesetzbuchs auf; doch blieb im Erb- und Kindschafts-

recht die überkommene Aufteilung der Rechtsgebiete erhalten.

Am 25. 8. 1940 verabschiedete die erst sechs Wochen zuvor aus den Scheinwahlen

hervorgegangene Abgeordnetenversammlung eine Verfassung31, die weitgehend mit

dem Wortlaut der UdSSR-Verfassung von 1936 und der RSFSR-Verfassung von 1937

übereinstimmte. Eine der ersten Abstimmungen nach dem Beitrittsgesuch an die

UdSSR war die Erklärung des Bodens zum Eigentum des gesamten Volkes vom

23. 7. 194032 gewesen. Gemäß der sowjetestnischen Verfassung verlor dann die jetzt als

zeitweiliger Oberster Sowjet Estlands fungierende neue Abgeordnetenversammlung

wieder ihre Bedeutung, indem nunmehr die Rechtsetzung überwiegend von deren

Präsidium im Dekretwege ausgeübt wurde. Dabei wurden zügig Rechtsnormen der

UdSSR oder der RSFSR übernommen. In Ausführung entsprechender UdSSR-Dekrete

erließ das Präsidium am 16. 12. 1940 ein Dekret zur Einführung des Strafgesetzbuches

der RSFSR33 und am 30. 12. 1940 ein weiteres Dekret34, das die Anwendung des Zivilge-

setzbuches, des Ehe- und Familiengesetzbuches, des Zivil- und des Strafprozessgesetz-

buches der RSFSR in Estland verordnete, und zwar jeweils mit rückwirkender Kraft,

wobei frühere Gerichtsentscheidungen ihre Rechtskraft behielten, aber vom General-

staatsanwalt im Aufsichtsverfahren angefochten werden konnten.

In der Folgezeit nahm dann die in Estland verwirklichte Rechtspraxis und Gesetzes-

entwicklung an derjenigen in der UdSSR teil; so entsprachen das estnische Strafgesetz-

22 RT 1929 Nr 56.
23 RT 1934, Nr 89.
24 Siehe hierzu Koch, Das Eherecht Estlands, in:

Leske/Loewenfeld ua (Hrsg), Die Rechtsverfolgung im in-
ternat Verkehr. Das Eherecht der europ Staaten u ihrer
Kolonien, 2. Aufl, 1. Teil, 1932, S 579–619; Anepaio (oben
Fn 19).

25 RT 1922 Nr 138, S 669 ff; dt Übers in: Bergmann,
Internat Ehe- u Kindschaftsrecht, Bd II, 1926, S 133 ff.

26 RT 1920 Nr 139/140.
27 RT 1925 Nr 191/192, S 1089 ff.
28 RT 1934 Nr 91, Pos 735.
29 RT 1936 Nr 104, Pos 852.
30 RT 1930 Nr 46, Pos 291.
31 RT 1940 Nr 111, Pos 1117.
32 RT 1940 Nr 77, Pos 744.
33 ENSVT 1940 Nr 65, Pos 868.
34 ENSVT 1940 Nr 73, Pos 1007.
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buch vom 6. 1. 196135, das Strafprozessgesetzbuch vom selben Tage36, das Zivilgesetz-

buch vom 12. 6. 196437, das Zivilprozessgesetzbuch gleichen Datums38 und das Ehe- und

Familiengesetzbuch vom 31. 7. 196939 der auf Unionsebene erlassenen Grundlagenge-

setzgebung und enthielten nur geringfügige Abweichungen gegenüber den Gesetzen

Russlands und anderer Unionsrepubliken.

Seit 1990 ist die Entwicklung des estnischen Rechts beständig von einem beachtli-

chen Reformeifer geprägt. Zwar fand aufgrund der Eingliederung Estlands in die Sow-

jetunion im Sommer 1940 und erneut Ende 1944, der Umsiedlung der meisten

Deutschbalten bereits im Herbst 1939, der Flucht vor allem von Angehörigen der füh-

renden Bevölkerungsschichten nach Westen und der späteren Massendeportationen

erheblicher Teile der Bevölkerung auch ein weitgehender Austausch unter den Juristen

des Landes statt, so dass die früheren Rechtstraditionen mit der Einführung sowjeti-

schen Rechts in der Lebenswirklichkeit schnell beseitigt wurden, doch ließen sich diese

im Bewusstsein vor allem der Wissenschaft an der Universität Tartu (Dorpat) nicht

völlig auslöschen. Sie verbanden sich Ende der achtziger Jahre mit den Zielen von

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Marktwirtschaft und mit dem Streben nach natio-

naler Selbstbestimmung, während andererseits Estland die ihm auch von Seiten Gor-

bačëvs zugedachte Rolle einer Reformlokomotive für die UdSSR auf den Gebieten des

Wirtschaftsrechts entgegenkam. Nach Wiedererlangung der staatlichen Unabhängig-

keit hat sich die estnische Gesetzgebung dann in stärkerem Maße am Recht der skan-

dinavischen Länder, der Niederlande und Deutschlands orientiert, dabei aber auch

Erfahrungen aus der Praxis dieser Länder berücksichtigt. Inzwischen ist in Estland eine

völlig neue Rechtsordnung entstanden.

Das Zivilrecht durchlief dabei Reformen in großen Schritten getrennt nach den

Sachbereichen, die den Büchern des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechen.

Beispiele für gelungene umfassende Regelungen unter Berücksichtigung der früheren

Tradition und der estnischen Entwürfe von 1935–1940 einerseits und der Erfahrungen

nord- und mitteleuropäischer Länder, insbesondere Deutschlands, andererseits sind

das Sachenrechtsgesetz vom 9. 6. 199340 und die Gesetze über den Allgemeinen Teil

des Zivilgesetzbuches vom 28. 6. 199441 und vom 27. 3. 200242. Das Familiengesetz vom

12. 10. 199443 und das Erbgesetz vom 15. 5. 199644, die sich eher noch als Ergebnis der

Fortbildung sowjetischen Rechts mit einer gewissen Berücksichtigung wesentlicher Er-

wartungen an einen Rechtsstaat und einer gewichtigeren Rolle der Privatautonomie

darstellten, wurden abgelöst durch das Erbgesetz vom 17. 1. 200845 und das Familienge-

35 ENSVT 1961 Nr 1, Pos 3.
36 ENSVT 1961 Nr 23, Pos 76.
37 ENSVT 1964 Nr 25, Pos 115.
38 ENSVT 1964 Nr 25, Pos 116.
39 ENSVT 1969 Nr 31 (Beilage).
40 RT I 1993 Nr 39, Pos 590; dt Übers in: Brunner/

Schmid/Westen, Wirtschaftsrecht der osteuropäischen
Staaten, 1991 ff, Länderteil Estland II 1a; dazu Schulze, Ei-
gentum u Sicherungsrechte in den baltischen Staaten,
RIW 1994, 731 ff, u in: Roggemann (Hrsg), Eigentum in
Osteuropa, 1996, S 163 ff.

41 RT I 1994 Nr 53, Pos 889.
42 RT I 2002 Nr 35, Pos 216; auszugsweise abgedr

unten III B 2.
43 RT I 1994 Nr 75, Pos 1326.
44 RT I 1996 Nr 38, Pos 752.
45 RT I 2008 Nr 7, Pos 52; dt Übers in: Ferid/Fir-

sching/Dörner/Hausmann, Internationales Erbrecht,
81. Lfg 2011.
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setz vom 18. 11. 200946, welche jeweils weitere Annäherungen an mitteleuropäische Ent-

wicklungen brachten.

Im Zusammenhang mit dem Schuldrechtsgesetz vom 26. 9. 200147 wurde schließlich

das internationale Privatrecht aus dem Allgemeinen Teil ausgegliedert und am

27. 3. 2002 neben dem ausführlicheren Gesetz über den Allgemeinen Teil des Zivilge-

setzbuches auch ein gesondertes IPR-Gesetz48 erlassen, das bereits in weitem Umfang

europäische Tendenzen aufgreift. Dessen Geltungsbereich wird nun freilich zuneh-

mend von den EU-Regeln verdrängt. Zum 1. 1. 2011 übernahm Estland den Euro, an den

vorher schon die Krone mit einem festen Wechselkurs gebunden war.

Das Zivilprozessrecht wurde nach den Kodifikationen vom 19. 5. 199349 und vom

22. 4. 199850 erst mit Erlass des Zivilgerichtsverfahrensgesetzbuches vom 20. 4. 200551,

des dritten seit Wiedererlangung der Unabhängigkeit, umfassend modernisiert und an

die Erfordernisse der europäischen Zusammenarbeit angepasst, nachdem die vorange-

henden immerhin einige Klarstellungen und allgemein den Dreiinstanzenzug einführ-

ten und die unbefristete Möglichkeit von Rechtsmitteln der obersten Justizbehörden

abschafften.

4. Das Übergangsrecht bezüglich der Fortgeltung der Rechtsnormen und Rechtsver-

hältnisse aus der Sowjetzeit ist pragmatisch angelegt, anders als es die klare Haltung

zur staatlichen Kontinuität Estlands vermuten ließe. Damit wurden zum einen beste-

hende Lebenssachverhalte fortgeführt und zum anderen Rechtslücken vermieden. Die

nähere Regelung verbleibt den Übergangsvorschriften der in der Reformzeit entstan-

denen neuen estnischen Gesetze.

Bereits die Souveränitätserklärung des estnischen Obersten Sowjets vom

16. 11. 198852 bestimmte, dass die estnischen Gesetze über allen anderen Rechtsnormen

stehen. Das Gesetz vom 16. 5. 199053 über die Grundlagen des zeitweiligen Verfahrens

der Verwaltung Estlands sah sodann vor, dass bisher auf dem Gebiet Estlands geltende

Rechtsnormen in Kraft bleiben sollten, sofern sie nicht demselben Gesetz widerspre-

chen, ausdrücklich durch einen berechtigten estnischen Normgeber aufgehoben wur-

den oder anderweitig im Widerspruch zu späteren estnischen Normen stehen. Noch

pragmatischer verhält sich das Einführungsgesetz54 zum estnischen Grundgesetz vom

28. 6. 1992. Nach dessen § 2 bleiben bisherige Rechtsnormen in Kraft, soweit sie nicht

aufgehoben wurden oder dem estnischen Grundgesetz oder dessen Einführungsgesetz

widersprechen. Nach dem estnischen Staatsgerichtshof konnte somit früheres Recht

der UdSSR weiter anwendbar sein55, doch wurde es inzwischen nahezu vollständig

durch neue estnische Rechtsnormen ersetzt.

5. Der dreistufige Gerichtsaufbau ist in seinen Grundzügen im Grundgesetz vom

28. 6. 1992 geregelt. Dessen § 148 Abs 1 sieht das Landgericht (maakohus), das diesem

46 RT I 2009 Nr 60, Pos 395, mit späteren Änderun-
gen; unten III B 3.

47 RT I 2001 Nr 81, Pos 487.
48 RT I 2002 Nr 35, Pos 217, mit späteren Änderun-

gen; abgedr bzgl Familienrecht unten III B 1.
49 RT I 1993 Nr 31/32, Pos 538.
50 RT I 1998 Nr 43–45, Pos 666.
51 RT I 2005 Nr 26, Pos 197.

52 ENSVT 1988 Nr 48, Pos 685.
53 EVT 1990 Nr 15, Pos 247.
54 RT 1992 Nr 26, Pos 350; dt Übers Uibopuu in:

Brunner (oben Fn 6), Länderteil Estland 1.1.b.
55 Urteile des Staatsgerichtshofes v 13. 12. 1994, RL

1993/1994 Nr 203 (S 441 f) u v 13. 5. 1997, RL 1997 Nr 252
(S 644 f).
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gleichstehende Stadtgericht (linnakohus) und das Verwaltungsgericht (halduskohus)

als untere Ebene, das Bezirksgericht (ringkonnakohus) als mittlere und den Staatsge-

richtshof (Riigikohus) als obere Ebene vor. Ausnahmegerichte sind nach § 148 Abs 3

GG verboten. Spezialisierte Gerichte können nach § 148 Abs 2 GG gebildet werden,

doch führten Diskussionen darüber56 zu keinen Erweiterungen. Hingegen wurde die

Zahl der zunächst 15 Landgerichte und 3 Stadtgerichte nach dem Gerichtegesetz von

2002 verringert und nach dessen Änderung vom 22. 2. 200557 mit Wirkung zum

1. 1. 2006 zu nur noch vier Landgerichten zusammengefasst, allerdings mit den zu Au-

ßenstellen umgewandelten früheren Gerichtssitzen über das Land verteilt; dabei

wurde allgemein eine gewisse Spezialisierung unter den Richtern durch die Geschäfts-

verteilung eingeführt. Besondere Abteilungen wurden in den Untergerichten als

Grundbuchämter zur Führung des Grundbuches, des Schiffsregisters und des Güter-

standsregisters (§ 15 GerG), als Registerabteilungen für das Handelsregister das Han-

dels-, das Vereins-, das Stiftungs- und das Pfandregister (§ 16 GerG) und seit dem

1. 1. 2010 auch als Zahlungsbefehlsabteilungen (§ 16-1 GerG)58 eingerichtet.

Auch der Instanzenzug ist vom Grundgesetz vorbestimmt. Eingangsinstanz sind

nach § 149 Abs 1 GG stets die Landgerichte, und zwar gemäß § 9 Abs 1 GerG in allen

Zivil- und Strafsachen, sowie die Verwaltungsgerichte. Für Verwaltungsstreitigkeiten

sind nach § 18 Abs 1 GerG die Verwaltungsgerichte in Tallinn und Tartu erstinstanzlich

zuständig. Gegen die Urteile dieser Gerichte kann nach § 149 Abs 2 GG die Appellation

(Berufung) an die Bezirksgerichte erhoben werden, die sich aus Kollegien mit sachlich

abgegrenzter Zuständigkeit zusammensetzen (§ 22 GerG). Derzeit bestehen zwei Be-

zirksgerichte, nämlich das Tallinner Bezirksgericht und das Tartuer Bezirksgericht59.

Deren Urteile können nach § 149 Abs 3 S 1 GG mit der Kassationsbeschwerde vor dem

Staatsgerichtshof in Tartu angefochten werden, welcher nach § 149 Abs 3 S 2 GG auch

für die Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit staatlichen Handelns in verschiedener

Form zuständig ist. Der Staatsgerichtshof gliedert sich in ein Zivilkollegium, ein Straf-

kollegium, ein Verwaltungskollegium (§ 28 GerG) und ein Kollegium für Verfassungs-

aufsicht (§ 29 GerG); die Vollversammlung des Staatsgerichtshofes entscheidet neben

organisatorischen Fragen auch die Fälle widerstreitender Rechtsprechung (§ 30 GerG).

6. Staats- und Gerichtssprache ist nach § 6 GG, § 5 GerG das Estnische. Russisch wird

zum Teil in der Hauptstadt Tallinn und überwiegend in den nordöstlichen Gemeinden

Kohtla-Järve und Narva und deren Umgebung gesprochen. Estland ist zwar der Fläche

nach größer als Dänemark, doch leben dort nur ca 1,3 Mio Einwohner, davon ca ein

Drittel in der Hauptstadt Tallinn. Im Gefolge der Flucht und der Deportationen mehr

als eines Zehntels der früheren Bevölkerung im Zusammenhang mit den wechselnden

Besetzungen des Zweiten Weltkrieges und den staatlichen Maßnahmen während der

Stalinzeit sowie andererseits der öffentlich geförderten Ansiedlung von Menschen vor

allem aus Russland während der gesamten Sowjetzeit sind gegenwärtig auch nach

56 S Ginter, Erikohtute võimalik koht Eesti Vabariigi
õigussüsteemis (Der mögliche Platz der Spezialgerichte
im Rechtssystem der Republik Estland), Juridica 1995,
12 f.

57 ÄndG v 22. 2. 2005 zum GerG (RT I 2005 Nr 15,
Pos 85); Inhaltsübersicht Osteuropa-Recht 2005, 280.

58 ÄndG v 16. 12. 2009 zum GerG (RT I 2009 Nr 67,
Pos 460).

59 ÄndG v 20. 2. 2008 zum GerG (RT I 2008 Nr 13,
Pos 85).
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geringfügigen Rückwanderungen noch knapp 24 Prozent der Einwohner russischspra-

chig. Ungefähr 81 691 Einwohner Estlands haben die russische und 66 583 haben keine

Staatsangehörigkeit inne60.

Nach § 32 ZGVGB sind die Verfahrensführung und die Geschäftsstellenführung in

estnischer Sprache vorzunehmen und die Protokolle in estnischer Sprache abzufassen.

Fremdsprachige Urkunden können mit Zustimmung der anderen Verfahrensbeteilig-

ten verwandt werden, doch kann in jedem Falle das Gericht eine beglaubigte Überset-

zung verlangen (§ 33 ZGVGB). Für einen Verfahrensbeteiligten, der das Estnische nicht

beherrscht, soll ein Dolmetscher bestellt werden; doch kann dies unterbleiben, wenn

die Erklärungen dieses Verfahrensbeteiligten für das Gericht und die übrigen Verfah-

rensbeteiligten verständlich sind (§ 34 Abs 1 ZGVGB). Das Gericht kann dem Verfah-

rensbeteiligten aufgeben, einen Dolmetscher oder einen estnisch sprechenden Vertre-

ter zu bestellen, und nach Fristablauf aufgrund der bisherigen Verhandlungen und

Unterlagen entscheiden oder, wenn der Kläger das Estnische nicht verwendet, die

Klage abweisen (§ 34 Abs 2 ZGVGB). Ein Eid ist in einer vom Aussagenden beherrschten

Sprache zu leisten, aber in estnischer Fassung, welche ihm übersetzt werden muss, zu

unterschreiben (§ 36 ZGVGB). Für Stumme oder Taube ist ein schriftliches Verfahren

oder die Beiziehung eines Übersetzers vorgeschrieben (§ 35 ZGVGB).

Verstöße gegen die Sprachenbestimmungen sind nicht mehr gesondert als Kassati-

onsgründe aufgeführt; doch versteht sich dies von selbst, wenn dadurch das rechtliche

Gehör verweigert worden sein oder das Gericht seiner Entscheidung eine falsche Er-

kenntnis zugrundegelegt haben kann. Der hohe Rang des rechtlichen Gehörs kommt

nunmehr auch dadurch zum Ausdruck, dass das Gericht Schriftsätze einer Partei nicht

einfach zurückweisen darf, sondern eine Frist zur Vorlage einer Übersetzung bestim-

men soll (§ 33 Abs 1 S 2 ZGVGB nach der Änderung vom 10. 12. 200861).

7. Die Religion der Bevölkerung Estlands ist, soweit sie nach der sowjetischen Politik

noch Einfluss hat, überwiegend evangelisch-lutherisch. Daneben bestehen in Estland

verschiedene kleinere Kirchen wie die römisch-katholische, die baptistische und an-

dere in Westeuropa bekannte Glaubensgemeinschaften christlicher Prägung. Bei der in

Südostestland beheimateten Volksgruppe der Setukesen, zu der etwa 10 000 Personen

zählen, ist die apostolisch-orthodoxe Kirche populär. Diese Glaubensgemeinschaften

verfügen über eine ihrer Bedeutung etwa entsprechende Anzahl Geistlicher, welche

die Befugnis zur rechtswirksamen Trauung nach § 17 des Gesetzes über die Familien-

standshandlungen62 (bis 1. 7. 2010 nach § 130-1 FamG 1994) erworben haben63. Teile der

russischsprachigen Einwohnerschaft gehören der orthodoxen Kirche unter dem Mos-

kauer Patriarchat an, welche sich bisher einer Beteiligung an den für die Befugnis zur

rechtswirksamen Trauung geforderten Vorbereitungen verweigerte, da sie die Mitwir-

kung an der staatlichen Registrierung einer später scheidbaren Ehe ablehnt.

60 Angaben des estn Statistikamtes für Juni 2022.
61 RT I 2008 Nr 59, Pos 330.
62 FamStHG, unten III B 5.

63 Vom Innenministerium bekanntgemachte Liste
der zur Trauung befugten Geistlichen, Stand 14. 12. 2023.


